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2 3 6 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der A 9 Pyhrn Autobahn und der B 67 a Grazer
Ring Straße im Bereich der Stadt Graz

2 3 7 . Kundmachung: Aufhebung einer Bestimmung des Kraftfahrgesetzes 1967 durch den Verfassungsge-
richtshof

2 3 8 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des Pensionsgesetzes 1965 durch den Verfassungsge-
richtshof

236. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 18. Mai 1984 betref-
fend die Bestimmung des Straßenverlaufes der
A 9 Pyhrn Autobahn und der B 67 a Grazer

Ring Straße im Bereich der Stadt Graz

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

1. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der A 9
Pyhrn Autobahn wird im Bereich der Stadt Graz
wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 221,10 des bereits mit Verordnung vom
3. November 1976, BGBl. Nr. 610, festgelegten
Abschnittes „Plabutschtunnel—Knoten Webling",
schließt über Zu- und Abfahrtsstraßen an den unter
Punkt 2 verordneten Verteilerkreis Webling im
Zuge der B 67 a Grazer Ring Straße und bindet bei
km 222,070 in die bereits unter Verkehr stehende
Trasse der A 9 Pyhrn Autobahn an.

2. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der
B 67 a Grazer Ring Straße wird im Bereich der
Stadt Graz wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 12,10 an der Puntigamer Straße rund 100 m
nach deren Kreuzung mit der Hergottwiesgasse,
unterführt in der Folge die B 67 Grazer Straße
(wobei die Verbindung zwischen beiden Bundes-
straßen über Zu- und Abfahrtsstraßen hergestellt
wird), führt in der Folge über den Verteilerkreis
Webling mit Zu- und Abfahrtsstraßen zu der unter
Punkt 1 verordneten Trasse der A 9 Pyhrn Auto-
bahn bis km 14,225 und von dort über eine bereits
bestehende Straßenverbindung zur Anbindung an
die B 70 Packer Straße.

Im einzelnen ist der Verlauf der beiden Straßen-
trassen einschließlich der Zu- und Abfahrtsstraßen
zum Verteilerkreis Webling sowie zur B 67 Grazer

Straße aus den beim Bundesministerium für Bauten
und Technik, beim Amt der Steiermärkischen Lan-
desregierung sowie beim Magistrat der Stadt Graz
aufliegenden Planunterlagen (Plan Nr. BO
A 9/B 67 a/E im Maßstab 1 : 2000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf die
vorangeführten Straßenabschnitte Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Durch diese Verordnung wird die Verordnung
vom 3. November 1976, BGBl. Nr. 610, betreffend
die Bestimmung des Straßenverlaufes eines
Abschnittes der A 9 Pyhrn Autobahn (Plabutsch-
tunnel—Knoten Webling) für den Bereich von
km 221,10 bis km 222,060 abgeändert.

Sekanina

2 3 7 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
24. Mai 1984 über die Aufhebung des zweiten
Halbsatzes im zweiten Satz des § 103 Abs. 2
des Kraftfahrgesetzes 1967, BGBl. Nr. 267, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 615/1977 durch den Verfassungsgerichts-

hof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 B-VG und gemäß §§ 64
Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 3. März 1984, G 7/80-12, G 11/81-13,
G 71/81-12, G 53/82-12, G 94/82-12, G 26/83-12,
G 54/83-13, der Bundesregierung zugestellt am
10. Mai 1984, den zweiten Halbsatz im zweiten
Satz des § 103 Abs. 2 des Kraftfahrgesetzes 1967,
BGBl. Nr. 267, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 615/1977 („dies gilt sinngemäß, wenn
ein Zulassungsbesitzer selbst das Kraftfahrzeug
gelenkt oder den Anhänger verwendet hat") als
verfassungswidrig aufgehoben.
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(2) Die aufgehobene Bestimmung ist nicht mehr
anzuwenden.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Sinowatz

2 3 8 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
29. Mai 1984 über die Aufhebung des § 19
Abs. 4 des Pensionsgesetzes 1965 durch den

Verfassungsgerichtshof
Gemäß Art. 140 Abs. 5 B-VG und gemäß §§ 64

Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom H.März 1984, G 77/83-11, G 71/84-7,
der Bundesregierung zugestellt am 14. Mai 1984,
den § 19 Abs. 4 des Pensionsgesetzes 1965, BGBl.
Nr. 340, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 280/1978 und 104/1979 als verfassungswidrig
aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 28. Feber
1985 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Sinowatz


